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"Wachstum. Bildung. Zusammenhalt." - Koalitionsvertrag von CDU, 
CSU und FDP 

Auszüge zur Arbeitsmarktpolitik 

3. Arbeitschancen für alle 

3.1 Arbeitsmarkt 

Tarifautonomie/gesetzlicher Mindestlohn 

CDU, CSU und FDP bekennen sich zur Tarifautonomie. Sie ist ein hohes Gut, gehört unver-
zichtbar zum Ordnungsrahmen der Sozialen Marktwirtschaft und hat Vorrang vor staatlicher 
Lohnfestsetzung. Einen einheitlichen gesetzlichen Mindestlohn lehnen wir ab. Daher wollen 
wir den Tarifausschuss stärken, damit Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam in der 
Pflicht zur Lohnfindung sind. Allgemeinverbindlicherklärungen von Tarifverträgen auf dem 
Verordnungswege werden einvernehmlich im Kabinett geregelt. Voraussetzung dafür ist 
grundsätzlich eine Mehrheit im Tarifausschuss. Die bestehenden gesetzlichen Regelungen 
zum Mindestlohn werden bis Oktober 2011 evaluiert. Dabei kommt es uns darauf an, diese 
daraufhin zu überprüfen, ob sie Arbeitsplätze gefährden oder neuen Beschäftigungsverhält-
nissen entgegenstehen. Zugleich gilt es zu prüfen, ob sie sowohl den erforderlichen Schutz 
der Arbeitnehmer als auch die Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Branchen gewährleisten. 
Das Ergebnis dieser Evaluierung soll als Grundlage für die Entscheidung dienen, ob die gel-
tenden Mindestlohnregelungen Bestand haben oder aufgehoben werden sollten. Die anhän-
gigen Bundesgerichtsverfahren im Zusammenhang mit dem Postmindestlohn werden abge-
wartet. Die Rechtsprechung zum Verbot sittenwidriger Löhne soll gesetzlich festgeschrieben 
werden, um Lohndumping zu verhindern. Damit werden wir auch wirksam gegen soziale Ver-
werfungen in einzelnen Branchen vorgehen. 

Arbeitsmarktzugang 

Zur effizienteren Schließung der absehbaren kommenden Fachkräftelücke, aber auch zur 
effizienteren Bekämpfung von Leistungsmissbrauch, muss der Arbeitsmarktzugang für 
Nichtdeutsche besser geregelt werden. 

Aufgabenkritik der Bundesagentur für Arbeit 

Um Arbeitssuchende noch erfolgreicher in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ver-
mitteln zu können, benötigen wir eine effizientere Arbeitsverwaltung. Die Aufgaben und 
Strukturen der BA sind einer Aufgabenkritik zu unterziehen, um eine möglichst effiziente 
Dienstleistung für die Bürgerinnen und Bürger zu erzielen. Grundsätzlich gilt, dass finanzielle 
Mittel und das Personal der jeweiligen Aufgabe folgen. 

Schwarzarbeit 
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Schwarzarbeit ist kein Kavaliersdelikt. Durch Schwarzarbeit werden den sozialen Siche-
rungssystemen Einnahmen entzogen. Sie führt zu einem unfairen Wettbewerb besonders zu 
Lasten des Mittelstandes und den Beschäftigten in kleinen und mittleren Betrieben. Wir wol-
len daher Schwarzarbeit durch wirksame Kontrollen stärker bekämpfen und bessere Anreize 
zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung setzen. 

Befristete Beschäftigungsverhältnisse 

Das generelle Vorbeschäftigungsverbot für sachgrundlos befristete Einstellungen erschwert 
Anschlussbeschäftigungsverhältnisse, wenn während Schule, Ausbildung oder Studium bei 
einem Arbeitgeber schon einmal befristet gearbeitet worden ist. Wir werden die Möglichkeit 
einer Befristung von Arbeitsverträgen so umgestalten, dass die sachgrundlose Befristung 
nach einer Wartezeit von einem Jahr auch dann möglich wird, wenn mit demselben Arbeit-
geber bereits zuvor ein Arbeitsverhältnis bestanden hat. Mit dieser Neuregelung erhöhen wir 
Beschäftigungschancen für Arbeitnehmer, verringern den Bürokratieaufwand für Arbeitgeber 
und verhindern Kettenbefristungen. 

Mini-Jobs 

Wir wollen die Arbeitsanreize auch für gering entlohnte Beschäftigungsverhältnisse verbes-
sern. Unser Ziel ist es, die Brückenfunktion von Mini- und Midi-Jobs in voll sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu stärken. Wir prüfen die Erhöhung und die Dy-
namisierung der Grenze sozialversicherungsfreier Mini-Jobs. Bei den Hinzuverdienstregeln 
sollen die Arbeitsanreize gestärkt werden. 

Fachkräfte 

Wir wollen die Attraktivität Deutschlands für Hochqualifizierte steigern und die Zuwanderung 
nach Deutschland steuern. Bürokratische Hindernisse für qualifizierte Arbeitnehmer sind 
abzubauen. Der Zugang von ausländischen Hochqualifizierten und Fachkräften zum deut-
schen Arbeitsmarkt muss systematisch an den Bedürfnissen des deutschen Arbeitsmarkts 
ausgerichtet und nach zusammenhängenden, klaren, transparenten und gewichteten Krite-
rien wie beispielsweise Bedarf, Qualifizierung und Integrationsfähigkeiten gestaltet werden. 
Darüber hinaus werden wir Regelungen zur Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit, Ar-
beitsplatzannahme für Studenten mit deutschem Hochschulabschluss, für Künstler und 
Sportler sowie für Saisonarbeitskräfte überprüfen und Vereinfachungen anstreben. Die Re-
gelungen für die Beschäftigung von Saisonarbeitskräften werden auch im Interesse der Son-
derkulturbetriebe vereinfacht. 

(…) 

3.3 Ältere Arbeitnehmer 

Wir streben eine Erhöhung der Erwerbsbeteiligung vor allem von Älteren und Frauen an und 
ermutigen zu mehr Bildungs- und Weiterbildungsanstrengungen. Staatliche Anreize zur fakti-
schen Frühverrentung werden wir beseitigen. Eine Verlängerung der staatlich geförderten 
Altersteilzeit (ATG) über den 31. Dezember 2009 hinaus lehnen wir daher ab. Rente ist kein 
Almosen. Wer sein Leben lang hart gearbeitet hat, der hat auch einen Anspruch auf eine 
gute Rente.  

Damit dies auch in Zukunft gewährleistet ist, wollen wir wegen des demographischen Wan-
dels die Voraussetzungen für eine längere Teilhabe Älterer am Erwerbsleben verbessern. 



Chronik der Arbeitsmarktpolitik Koalitionsvertrag 2009 S. 3
   
Die überwiegende Mehrheit der Bürger ist bis ins hohe Alter körperlich und geistig fit. Ihre 
Bereitschaft sich zu engagieren und zu beteiligen möchten wir fördern. Wir wollen die Kennt-
nisse, Kompetenzen und Kreativität älterer Menschen für unsere Gesellschaft nutzen. Wir 
lehnen daher jegliche Form der Altersdiskriminierung ab und werden den Wegfall der berufli-
chen Altersgrenzen prüfen. 

(…)  

6. Deutsche Einheit 

(…)  

Aktive Arbeitsmarktpolitik 

Die Koalition wird zum Abbau der in strukturschwachen Regionen – vor allem Ostdeutsch-
lands - überproportionalen Langzeitarbeitslosigkeit die Voraussetzungen dafür schaffen, 
dass neue Lösungsansätze des „Förderns und Forderns“ in größeren Kommunen erprobt 
werden können. Das Prinzip wird konsequent und für die öffentliche Hand kostenneutral um-
gesetzt. 

(…) 

7.1. Arbeitslosenversicherung und Bundesagentur für Arbeit 

Effizienzsteigerung bei den Arbeitsmarktinstrumenten 

Wir stehen für eine effektive und effiziente Arbeitsmarktpolitik, die Arbeitslose dabei unter-
stützt, rasch wieder eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu finden. Denn unser 
Ziel der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist es, Arbeitssuchende erfolgreich in Beschäftigung zu 
vermitteln. Das gilt insbesondere auch für diejenigen Arbeitssuchenden, die spezifische 
Schwierigkeiten am Arbeitsmarkt haben und einen großen Bedarf an Qualifizierung und Wei-
terbildung aufweisen. Die Arbeitsmarktinstrumente der Arbeitsverwaltung müssen mit dieser 
Maßgabe auf den Prüfstand gestellt werden. Wir wollen die Vielzahl der bestehenden Ar-
beitsmarktinstrumente deutlich reduzieren. Unser Ziel ist es, vor Ort ein hohes Maß an Er-
messenspielraum – kombiniert mit einem wirksamen Controlling – zu erreichen und dadurch 
die Integration in den Arbeitsmarkt entsprechend den regionalen Bedingungen deutlich zu 
verbessern. Die Koalition wird deshalb Voraussetzungen dafür schaffen, dass neue Lö-
sungsansätze wie z. B. die „Bürgerarbeit“ oder marktgerecht ausgestaltete Vermittlungsgut-
scheine ab Beginn der Arbeitslosigkeit erprobt werden können. Damit leisten wir einen wich-
tigen Beitrag zu mehr Wachstum und Beschäftigung sowie zur Stabilisierung des Beitrages 
zur Arbeitslosenversicherung. Wir begegnen den Sorgen vieler Menschen vor Abstieg und 
Überforderung, indem wir marktgerechte Arbeitsplätze fördern statt Arbeitslosigkeit zu finan-
zieren. Das Prinzip des „Förderns und Forderns“ bleibt Maßstab unseres Handelns. 

7.2 Grundsicherung 

Hinzuverdienst 

Arbeit und Leistung müssen sich lohnen. Für uns gilt: Wenn man arbeitet, muss man mehr 
haben als wenn man nicht arbeitet. Deshalb werden wir die Hinzuverdienstregelungen in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende deutlich verbessern. Damit erhöhen wir auch den Anreiz, 
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eine voll sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu suchen und anzunehmen. Das kann 
auch dazu beitragen, die Sozialkassen zu entlasten. 

Schonvermögen 

Wir wollen mehr Sicherheit für Arbeitnehmer, die ihren Arbeitsplatz verlieren und längere Zeit 
keinen neuen Arbeitsplatz finden können. Die Förderung der privaten Altersvorsorge ist eine 
wichtige Maßnahme zur Verhinderung einer zukünftigen Altersarmut von breiten Bevölke-
rungsschichten. Deswegen werden wir die private Altersvorsorge besser schützen. Wir wer-
den den Freibetrag beim Schonvermögen im SGB II, der verbindlich der Altersvorsorge 
dient, auf 750 Euro pro Lebensjahr wesentlich erhöhen. Bedingung dafür ist, dass das Al-
tersvorsorgevermögen erst mit Eintritt in den Ruhestand verfügbar ist. So stärken wir die 
eigenständige Altervorsorge. Sie darf nicht bestraft werden – auch nicht, wenn man auf das 
Arbeitslosengeld II angewiesen sein sollte. Zusätzlich wollen wir die selbstgenutzte Immobilie 
umfassend schützen. 

SGB II-Strukturreform 

Die Koalition will die Aufgabenwahrnehmung und Finanzierung für Langzeitarbeitslose im 
Sinne der Menschen neu ordnen. Wir streben eine verfassungsfeste Lösung ohne Änderung 
des Grundgesetzes und ohne Änderung der Finanzbeziehungen an, die dazu beiträgt, dass 
Langzeitarbeitslosigkeit vermieden bzw. so schnell wie möglich überwunden wird. Dabei gilt 
es, die Kompetenz und Erfahrung der Länder und der Kommunen vor Ort sowie der Bundes-
agentur für Arbeit in getrennter Aufgabenwahrnehmung für die Betreuung und Vermittlung 
der Langzeitarbeitslosen zu nutzen. Die bestehenden Optionskommunen sollen diese Auf-
gabe unbefristet wahrnehmen können. Dabei muss kommunalen Neugliederungen Rech-
nung getragen werden können. Die Bundesagentur für Arbeit erhält die Aufgabe, den Kom-
munen attraktive Angebote zur freiwilligen Zusammenarbeit zu unterbreiten. Dazu wird das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung einen „Mustervertrag“ ausarbeiten, der die 
Zusammenarbeit regelt und die kommunale Selbstverwaltung achtet. Unser Ziel ist eine bür-
gerfreundliche Verwaltung, die unnötige Doppelarbeit vermeidet. 

Pauschalierungen 

In diesem Zusammenhang werden auch die Kosten der Unterkunft transparent und rechtssi-
cher ausgestaltet. Wir werden auf der Basis der vorhandenen gesetzlichen Regelungen prü-
fen, die Energie- und Nebenkosten sowie ggf. die Kosten der Unterkunft zu pauschalieren. 
Dabei sind regionale Besonderheiten zu berücksichtigen. Wir wollen damit auch dazu beitra-
gen, dass die Zahl der Prozesse in diesem Bereich zurückgeht und gleichzeitig Anreize für 
einen sparsamen Energieverbrauch setzen. Wir werden das Wohngeldrecht hinsichtlich der 
Schnittstellen zu anderen sozialen Sicherungssystemen überprüfen und streben weitere 
Vereinfachungen bei der Ermittlung des Wohngeldanspruchs an. Wir werden prüfen, ob die 
von den Familienkassen durchgeführte Auszahlung des Kindergeldes einer anderen Stelle 
übertragen werden kann. Darüber hinaus wird geprüft, ob weitere steuerfinanzierte familien-
politische Leistungen zusammengefasst werden können. 

Bürgergeld 

Die Koalition nimmt sich vor, die vielfältigen und kaum noch überschaubaren steuerfinanzier-
ten Sozialleistungen darauf hin zu überprüfen, ob und in welchem Umfang eine Zusammen-
fassung möglich ist. In diese Prüfung wird auch das Konzept eines bedarfsorientierten Bür-
gergeldes einbezogen.  
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Nach: Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP vom 26.10.2009 
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